
29 N O V E M B R E  1918 45

ouvriers de tous les pays ont déjà émises et vont encore formuler. En 1913, la 
Conférence internationale s’est occupée uniquement de l’interdiction du travail de 
nuit des jeunes ouvriers et de la fixation de la journée de travail maxima pour les 
femmes et les jeunes ouvriers employés dans l’industrie. Aujourd’hui, la question 
de la journée de travail maxima pour tous les ouvriers, spécialement de la journée 
de huit heures, est nettement posée partout, entr’autres par les organisations ou
vrières suisses. Il est évident que la solution pour notre petit pays dépend beau
coup de l’attitude des autres Etats et serait grandement facilitée par des accords 
internationaux. Pour le moment, j ’essaie de régler la question par des conventions 
entre patrons et ouvriers. Les organisations patronales suisses sont prêtes à faire 
des concessions.

Il serait pour moi d’une extrême valeur de connaître vos idées sur ces ques
tions, puisque votre manière de voir déterminera sans doute celle de l’Union 
française pour la protection ouvrière et dirigera les résolutions de votre Gouver
nement. Croyez-vous que des décisions en cette matière seront prises à l’occasion 
de la conclusion de la paix? Estimez-vous qu’une démarche de la Suisse auprès 
des Gouvernements Alliés serait accueillie favorablement?

Je ne demande qu’à servir la cause qui, je le sais, est aussi la Vôtre et j ’ai la 
conviction que ces questions ouvrières domineront plus que jamais la vie sociale 
et, partant, la vie politique des nations. Je tiens à vous déclarer expressément que, 
dans l’affaire dont je vous entretiens, la Suisse n’a été pressentie par aucun pays 
et que sa première démarche à l’étranger est celle qui fait l’objet de la présente let
tre. Je vous serais reconnaissant de la considérer, pour le moment, comme étant 
tout à fait personnelle.

33
E 2300 Berlin, Archiv-Nr. 19/2

Le Ministre de Suisse à Berlin, Ph. Mercier, 
au Chef du Département politique, F. Calonder1

R P  VI/S. Berlin, 29. N ovem ber 1918

Freitag, 29. November 1918

Die gestrige Versammlung des Gross-Berliner Soldatenrates im Reichstagsge
bäude, zu der auch Vertreter Süddeutschlands und der Ostfront erschienen waren, 
brachte eine äusserst heftige Auseinandersetzung zwischen Soldatenrat und Voll
zugsrat. Die Delegierten der Soldatenräte bezweckten die Auflösung des Voll-

1. C alonder a p la cé  en tête du tex te  les rem arques m anuscrites suivantes: An Minister Lardy : mit 
mir reden.: Mitteilungen. C.; et: Mercier: Albertini hat die w irtschaft///c/ie/ Lage D eutschlands 
als sehr beunruhigend dargestellt -  Schulthess schliesst daraus, dass unsere Schw f e iz e r j  iIn j 
D leutsch land] einer gewissen Gefahr ausgesetzt seien -  wir glauben nicht M assregeln zu treffen. 
-  Bitte aussprechen.
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zugsrats, weil dieser die Reichsleitung in ihrer A rbeit au f Schritt und T ritt hindere 
und sich durchaus nicht seiner Aufgabe gewachsen gezeigt habe. [.. . ].

Es wurde schliesslich beschlossen, aus sieben Berliner Regimentern eine sieben- 
gliedrige Kommission zu wählen, die sofort die bisherige Tätigkeit des Vollzugs
rats zu prüfen und Bericht zu erstatten  hat und die sich mit der Zusam m enset
zung des Vollzugsrates und mit anderen Fragen beschäftigen soll. Diese Kom m is
sion soll Sonnabend den 30. Novem ber früh ihre Tätigkeit beginnen. Ferner w ur
de vereinbart, auf der nächsten Vollversammlung der Soldatenräte Berlins am 
30. Novem ber nachm ittags 3 U hr den gestern nicht m ehr zur Beratung gekom m e
nen A ntrag über die N ationalversam m lung als ersten Punkt au f die Tagesord
nung zu setzen.

D er Parteiausschuss der sozialdem okratischen Partei D eutschlands, welcher 
gestern in Berlin tagte, verlangt die schleunige Einberufung der N ationalver
sam m lung und fordert die Genossen auf, durch rastlose A ufklärungsarbeit der 
Partei den Wahlsieg zu sichern. [ ...].

Die sozialdem okratische Partei befindet sich in einer unangenehm en Situation. 
Einerseits ist sie vom  rein parteipolitischen S tandpunkte aus bestrebt, die Einbe
rufung der N ationalversam m lung m öglichst hinauszuschieben und unterdessen 
die W ählerschaft sozialistisch eindrillen zu können. Andererseits sollte sie als R e
gierungspartei im staatlichen Interesse und zur Stärkung der Stellung der Regie
rung bald eine gesetzmässig oder annähernd gesetzmässig parlam entsartige K ö r
perschaft hinter die Regierung stellen. D er Ausweg ist folgenderm assen gefunden 
worden. Die Wahl der N ationalversam m lung soll am  16. Februar 1919 stattfin
den. Um aber bis zu diesem Zeitpunkte eine A rt sozialistisches Reichsparlam ent 
zu besitzen, soll am  16. Dezem ber durch die Arbeiter- und Soldatenräte des gan
zen Reiches ein Reichszentralausschuss gewählt werden. [...].

Die durch den bayerischen M inisterpräsidenten K urt Eisner und durch Kauts- 
ky hervorgerufene Krisis im hiesigen A uswärtigen A m te [ . . . ]  ist noch nicht been
det. Im m erhin scheint der A ustritt von Solf dadurch in F rage gestellt, dass die 
Stellung Eisners wegen der Veröffentlichung der diplom atischen Briefe des frühe
ren hiesigen bayerischen Legationsrats von Schön über den K riegsausbruch in 
Bayern sehr erschüttert ist und ferner auch dadurch, dass sich laut Politisch-Par- 
lam entarischen N achrichten [ . . . ]  sämtliche Beamte der Politischen Abteilung des 
Ausw ärtigen Am tes m it Solf solidarisch erklärt haben. Überdies sollen sich Schei
dem ann und David mit Solf solidarisch erklärt haben (auf Seite Eisners stehen die 
unabhängigen Regierungsmitglieder H aase, D ittm ann und Barth).

S taatssekretär Solf hat sich gestern gegenüber einem D iplom aten dieser G e
sandtschaft dahin geäussert, dass er auf die bayerische Note Eisners der Regie
rung beantragt habe, allerdings ohne Erfolg, m an solle dem bayerischen G esand
ten antw orten, er möge sich nicht die M ühe nehmen, die Note zu überreichen, da 
sie nicht beantw ortet werde. N ach einer anderweitigen M itteilung soll Solf nur 
deshalb noch im A m te sein, weil K autsky zur Zeit an einer schweren Grippe er
krankt sei.
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Soif äusserte sich bei dem oberwähnten Anlasse über die allgemeine Lage 
Deutschlands noch wie folgt:

Deutschland gehe «fürchterlichen Wochen» (Hunger- und politischen Revolten 
etc.) entgegen. Er sei aber zuversichtlich für Deutschlands Zukunft und glaube an 
die Willenskraft des deutschen Volkes.

Solf meinte, dass die Spartakusleute doch noch ans Ruder kämen, und dass es 
ihnen gelänge, immer mehr von den unabhängigen Sozialisten in die Regierung 
hineinzubringen. Sie arbeiteten mit viel Geld und besässen Waffen. Aber auch die
se Regierung würde nur «ein wüster Traum» sein. Die Reaktion könne nicht aus- 
bleiben. Solf meinte, wenn Spartakusleute an die Regierung kämen, sollten sämtli
che neutralen Vertreter in Berlin als Demonstration abreisen.

Er sagte ferner, «es ist nicht ausgeschlossen, dass die Tommies ihren Plumpud- 
ding im Hotel Adlon verspeisen.» Wenn eine Besatzung nach Berlin kommen soll
te, erklärte Solf, wünsche er Deutschland jede nur keine französische.

Gefährlicher als Liebknecht, welchen Solf für einen Phantast hält, sei Rosa Lu
xemburg, die als die «Seele» der Spartakusleute gelte und eine sehr kluge und ge
scheite Frau sei.

Die schweren Waffenstillstandsbedingungen deutet Solf aus dem Umstande, 
dass die Entente bis vor ganz wenigen Tagen noch die tatsächliche Macht 
Deutschlands überschätzte. Sie glaubte, Deutschland sei noch fähig den Krieg 
wieder aufzunehmen. Erst in den letzten Tagen merke man, dass man drüben die 
hiesige Lage zu begreifen anfange.

Solf sagte auch, wir könnten ruhig nach Bern berichten, welch vorzüglichen 
Eindruck hier die «prächtige Kraftprobe» des Schweizervolks im Generalstreik 
machte. Er meinte aber, in der Asylrechtsfrage würden wir wohl bald schärfer 
vorgehen müssen.

[ . . . ]
Montag, 2. Dezember 1918 

L J
Über den moralischen Zustand der von der Front zurückmarschierenden ge

schlossenen Heereseinheiten lauten die Ansichten und Gerüchte immer noch sehr 
verschieden. Gestern hörte ich von meist gut orientierter Seite, einzig die Armee 
von der Marwitz sei punkto Disciplin und Gesinnung noch ganz intakt. Diese 
Armee sei noch vollständig in der Hand ihres Führers. Ob die Regierung es wa
gen wird, dieses Instrument zur Festigung ihrer Stellung zu verwerten, wird die 
Zukunft lehren. Ohne einen gewaltigen Sturm bei den Spartakusleuten, der mögli
cherweise bewaffnetes Auftreten derselben auslösen könnte, würde dies jedenfalls 
nicht geschehen können.

Auf einen eigentümlichen Widerspruch ist Legationsrat Egger gestossen. An
lässlich seines Zusammenseins mit Staatssekretär Solf sagte dieser, alle radio
telegraphischen Stationen befänden sich in den Händen der unabhängigen Sozia-
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listen (Spartakus). Die Regierung hätte keinen Einfluss auf den Betrieb dieser Sta
tionen mehr. Diese Äusserung stimmt mit einer Warnung von Seiten der Regie
rungspresse überein. Zwei Tage darauf sagte jedoch der über diesen Punkt inter
pellierte frühere Reichstagsabgeordnete und jetzige Unterstaatssekretär im 
Reichsjustizamt Cohn «leider» sei dies nicht der Fall.

Nachdem was ich von verschiedenen anderen Seiten gehört habe, dürfte die 
von Solf vertretene Ansicht stimmen. Ich hebe dies deshalb ausdrücklich hervor, 
da es für die Schweiz jedenfalls geraten erscheint, alle von deutschen Funkensta
tionen ausgegebenen Meldungen mit äusserstem Misstrauen aufzufassen. Ver
ständigung der Nachrichtensektion des Armeestabes und von Oberstleutnant Hil- 
fiker scheint mir angezeigt.

[. . .]
Der baldige Abgang des Kuriers nötigt mich abzuschliessen. Doch möchte ich 

dies nicht tun, ohne noch ganz besonders darauf aufmerksam gemacht zu haben, 
dass gegenwärtig in ganz Deutschland eine Menge von Schweizern ihre Stellung 
verlieren, indem sie den aus dem Felde zurückkehrenden frühem Inhabern dersel
ben ungesäumt Platz machen müssen. Vielerorts, wo der Arbeitgeber selber nicht 
künden würde, wird er durch die Arbeiter- und Soldatenräte hiezu gezwungen. 
Dies wird in der nächsten Zeit einen grossen Rückfluss von Schweizern nach der 
Schweiz mit sich bringen. Viele dieser Schweizer geben der Hoffnung Raum, man 
werde zu Hause Gegenrecht üben und die in der Schweiz angestellten Deutschen 
an die Luft setzen, um ihnen Platz zu machen.

34
E 2001 (B) 1/18

Aide-Mémoire de l'Adjoint de la Division des Affaires 
étrangères du Département politique, W. Thurnheer

Mission Haupt Bern, 29. November 1918

Dr. Stefan Freiherr Haupt von Buchenrode, Vertreter des deutsch-österreichi
schen Staates, Bern, spricht vor und weist mir ein Beglaubigungsschreiben der 
deutsch-österreichischen Regierung vor. Ich nehme Kenntnis von dessen Inhalt 
und gebe ihm das Dokument hernach zurück mit dem Ersuchen dasselbe seiner
zeit Herrn Paravicini oder dem Bundespräsidenten zu überreichen. Ich gebe fer
ner, gemäss Auftrag des Herrn Bundespräsidenten Calonder, Herrn Haupt davon 
Kenntnis, dass die schweizerische Regierung die Mission, jedenfalls so lange die 
deutsch-österreichische Regierung von uns nicht anerkannt sei, ebenfalls nicht of
fiziell als Gesandtschaft anerkennen könne, dass die schweizerische Regierung je
doch gerne bereit sei de facto mit der Mission in Beziehung zu treten.

Was den Kurierdienst anbetrifft bedaure ich, dass ein solcher aus prinzipiellen 
Gründen nicht zugestanden werden könne, hingegen sei eine Lösung dieser Frage
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